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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

48 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Bezirksregierung Münster  45699 Herten, den 15.02.2011 
500-0152577-W17-2010 

Die Firma Infracor GmbH, Marl, hat einen Antrag zur 
wesentlichen Änderung und zum Betrieb der Abwasser-
behandlungsanlage für Niederschlagswässer und sonstige 
Wässer (Brauchwasseraufbereitung) auf dem Betriebs-
grundstück Paul-Baumann-Straße 1, 45772 Marl (Gemar-
kung Marl, Flur 43, Flurstücke 116, 117, 119, 120, 121, 
128), vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages für die Abwasserbehandlungs-
anlage „Brauchwasseraufbereitung“ ist die Änderung des 
Betriebes durch Ableitung von gereinigtem Abwasser 
(Niederschlags-/Kühlwasser) über eine neue Rohrleitung 
zum Entnahmebauwerk  des Kraftwerkes II zur dortigen 
Wiederverwendung als Kühlwasser bzw. bei Kraftwerks-
stillstand zur Einleitung in die Lippe. 

Gemäß § 58 (2) des Wassergesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LWG) in Verbindung mit § 60 (4) des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) be-
darf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach 
diesen Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-
weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.  

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 
da u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3 a 
UVPG. 

Im Auftrag 
gez. Berthold Robert 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2011 S. 49 

 

49 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Bezirksregierung Münster     48143 Münster, 18.02.2011 
Az.: 500-53.0073/10/0106867-0001./0003.V 

Die Dyckerhoff AG - Werksgruppe Nord, Werk Lenge-
rich - hat am 11.02.2011 einen Antrag zur Änderung und 
zum Betrieb ihres Zementwerkes auf dem Grundstück in 
49525 Lengerich, Lienener Str. 89, Gemarkung Lenge-
rich, Flur 110, Flur 739 vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist der über ein Jahr befristete 
Einsatz von Klärschlamm zu Erprobungszwecken in der 
Drehofenlinie 8. Dabei sollen maximal 6 t Klärschlamm 
pro Stunde mit einem Wassergehalt von 60 bis 80 % im 
Drehofen 8 stofflich und thermisch verwertet werden. 
Weiterhin soll ein Lager für die Zwischenlagerung von 
Klärschlamm mit bis zu 30 Containern a 7 m³, ein Klär-
schlammbunker mit 18 m³ und weitere Einrichtungen zur 
Beförderung des Klärschlamms errichtet und betrieben 
werden. 
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Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-
weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 
da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 
UVPG in entsprechender Anwendung des §  10 Abs. 3 
Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 
gez. Andre Riesmeier 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2011 S. 49 - 50 

 

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 

50 Bekanntmachung der Feststellung des Jahres-
abschlusses 2007 und zur Entlastung des Re-
gionaldirektors nach § 96 Abs. 2 GO NW 

Regionalverband Ruhr   Essen, 08.02.2011 
Referat 6 / 6-1   vA/Ro 

1. Ich bestätige, dass in der anliegenden Bekanntmach-
ungsanordnung – Pkt. 2 – wiedergegebene Wortlaut mit 
den von der Verbandsversammlung am 13. Dezember 
2010 gefassten Beschlüssen textlich übereinstimmt.  

Ich bestätige ferner, dass nach den Vorschriften der §§ 1 
und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren wor-
den ist.  

Anliegende Bekanntmachungsanordnung wird dem Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung zur Unterzeichnung 
vorgelegt.  

 

 

2. Bekanntmachungsanordnung des Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung 

Bekanntmachung der Feststellung der Verbandsver-
sammlung des Regionalverbandes Ruhr über den Jahres-
abschluss 2007 und die Entlastung des Regionaldirektors, 
Heinz Dieter Klink, für den Zeitraum vom 01.01. - 
31.12.2007 nach § 96 Abs. 2 GO NW 

Die Verbandsversammlung des Regionalverband Ruhr 
hat in ihrer Sitzung am 13. Dezember 2010 folgende Be-
schlüsse gefasst:  

"Die Verbandsversammlung stellt den vom Rechnungs-
prüfungsausschuss geprüften Jahresabschluss 2007 nach 
Maßgabe des § 20 Gesetz über den Regionalverband 
Ruhr (RVRG) in Verbindung mit § 96 Abs. 1 Gemeinde-
ordnung NRW (GO) fest und erteilt dem Regional-
direktor, Heinz Dieter Klink, für den Zeitraum 01.01. – 
31.12.2007 vorbehaltlos Entlastung…" 
 
Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2007 liegt zur 
Einsichtnahme ab der 9. Kalenderwoche werktags 

      montags bis donnerstags von 07:30 Uhr bis 16.00 Uhr 
      freitags von 07.30 Uhr bis 14:00 Uhr 
 
im Raum 27 des Dienstgebäudes in Essen, Gutenberg-
straße 47 öffentlich aus. 

 

Abl. Bez. Reg. Mstr. 2011 S. 50 

 

51 Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
"Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 
Münsterland" für das Haushaltsjahr 2011 

Aufgrund der §§ 8, 18 und 19 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621) zuletzt ge-
ändert durch GO-Reformgesetz vom 20.09.2007 in Ver-
bindung mit den §§ 75 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24.06.2008 und der §§ 6 Abs. 
2 und 10 Abs. 1 der Satzung des Zweckverbandes SPNV 
Münsterland (ZVM) hat die Verbandsversammlung des 
ZVM mit Beschluss vom 22.11.2010 folgende Haus-
haltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leisten-
den Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen enthält, wird im  

 

- Gesamtergebnisplan mit 

       - Gesamtbetrag der Erträge auf                 1.943.900 € 
       - Gesamtbetrag der Aufwendungen auf    1.941.000 € 
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Gesamtfinanzplan mit 

Gesamtbetrag der 
       - Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

auf                                                         1.928.900 € 
-      Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

auf                                                         1.890.000 € 
 

Gesamtbetrag der 

        - Einzahlungen aus Investitions- und Finanzierungs-
tätigkeit auf                           0 € 

        - Auszahlungen aus Investitions- und Finanzier-
ungstätigkeit auf                                        10.000 € 

festgesetzt. 

§ 2 

 

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 

 

§ 3 

 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veran-
schlagt. 

§ 4 

 

Eine Verringerung der Ausgleichsrücklage sowie eine 
Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans sind nicht erforderlich. 

 

§ 5 

 

Kredite zur Liquiditätssicherung sind nicht vorgesehen. 

 

§ 6 

 

Eine Verbandsumlage wird nicht erhoben. 

 

§ 7 

 

Ein Haushaltssicherungskonzept entfällt. 

 

§ 8 

 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
zahlungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grund-
lage beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 Gemeinde-
ordnung NRW erheblich, wenn sie im Einzelfall mehr als 
50 % des Ansatzes ausmachen, mindestens aber 50.000 € 
betragen. 

Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 25.000 € übersteigen. Erhebliche Auf-
wendungen und Auszahlungen bedürfen der vorigen Zu-
stimmung der Verbandsversammlung. 

Über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
zahlungen für im Zuge des Jahresabschlusses erforder-

liche Abschlussbuchungen sind unabhängig von der Grö-
ßenordnung als unerheblich anzusehen. 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2011 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Das erforderliche Anzeigeverfahren bei der Bezirksre-
gierung Münster ist abgeschlossen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c. der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Ver-
bandsversammlung vorher beanstandet oder 

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Zweckverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet, die 
den Mangel ergeben. 

 

Abl. Bez. Reg. Mstr. 2011 S. 50 - 51 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
Amtsblatt 

für den Regierungsbezirk Münster

H 1296 / Entgelt bezahlt 

Deutsche Post AG/ PVSt 

Bezirksregierung Münster 

48128 Münster 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die 
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 48128 Münster zu richten. – Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger 
erscheint wöchentlich. Redaktionsschluss: Freitag 10.00 Uhr. – Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich
51,00 €. Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €. Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 0,50 € 
Versandkosten erhoben. Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 2,00 € Versandkosten, werden Ende des Jahres per 
Rechnung ausgewiesen.  
 
Abonnementsbestellungen und – Kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 
 
Bezug durch die Bezirksregierung Münster 
Domplatz 1-3, 48143 Münster, 
Auskunft erteilt Frau Brockmeier, Tel-0251-411-1097 
Email: poststelle@brms.nrw.de 
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